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SchwererUnfallin derDirektionderstädtischenElektrizitätswerke .Gestern
vormittagsgerietderFacharbeiterderstädtischenElektrizitätswerkeJo¬
hannHausnerimMaschinenraumdesPaternosteraufzugesimDirektionsge-¬
bäude zwischen die Welle und die Nabe der Antriebsmaschine des Aufzuges .

ErerlittdabeieinestarkeQuetschungdesrechtenUnterarmesundeine
ebensolchederHandmitteilweiserLoslösungdesDaumens.Derverunglückte
wurdeindasallgemeineKrankenhausgebracht.HausnerbedientseitachtJah¬
ren selbstständig den Aufzugund war daher mit dessen Handhabungundmit

sämtlichenVorschriften,dieauchimMaschinenraumesichtbarangebracht
sind,vollkommenvertraut ,NachseinereigenenAngabeverunglückteerdadurch
dasser ,wiees denVorschriftenentsprochenhätte ,denAufzugbei derVer-¬
richtung einer Arbeit stromlos zu machen ,eine SchmiervasedesAussenlagers

des Aufzugesnachpressenwollte .EinfremdesVerschuldenliegt alsonicht
vor .
DieGemeindeWienbeharrtaufdasKinogesetz.DerWienerGemeinderatals
Landtaghatam11 .JunieinKinogesetzgeschlossen.Bekanntlichhatdie
Bundesregierungauf Grunddes BundesverfassungsgesetzesdagegenEinspruch

erhoben ,weilsie der Meinungist ,dassdieseAngelegenheitin dieKompe-¬
tenz desBundesfällt .DerGemeinderatsausschussfür allgemeineAngelegen-¬
heiten hat sich nun heute mit demEinspruch der Regierungbeschäftigt .

AmtsführenderStadtrat RichterundMagistratsdirektorDr .Hartlbegründeten
denStandpunktderGemeindeverwaltung .Sieverwiesendarauf ,dassauchdie
BundesregierungihrenEinspruchzugibt ,dassdasKinowesenin dieGesetz-¬
gebungskompetenzderLänderfällt ,aberderMeinungist ,dassdieseKom-¬
petenzdadurchbeschränktwerde ,dass in denneuenGesetzendenPolizeibe-¬

hrödenihrebisherigeKompetenzinKinosachennichtgenommenwerdenkönnen
Auchdort,wodiePolizeiinersterInstanzzuentscheidenhat ,seidie
Vollzäehungin KinosacheneineAngelegenheitdesBundes .Hinachergebe
sichdermerkwürdigeZustand ,dasssichdieVollziehungskompetenznicht
nachdenKompetenzartikeln,sondernnachdemzufälligenUmstandrichtet ,
dassineinerbestehendenNormderPolizeibehördeinersterInstanzGe-¬
Schäfteübertragensind ,AusserdemliegtaucheinegewisseSystemlosig-¬
keit darin ,dass zwar die Gesetzgebung nach der Auffassung desBundes

demLandezusteht ,dieVollziehungaberderBundausübt,währenddochder
ganzeAufbauderKompetenzverteilungzwischenBundundLänderndahingeht ,
dassdemBundzwarin gewissenAngelegenheitennochdie Gesetzgebung,aber

nicht mehrdie Vollziehungzusteht .DieGemeindeverwaltungvertritt die
Meinung,dassdieKinoverordnungvon1912ungesetzlichist .StadtratRich-¬
ter betonte besonders ,dass doch die Abwehrder " verrohenden undentsittli - ¬

chendenEinflüsseder Schund -undSchmutzfilmeauf die Jugendunddiebrei -¬
ten Schichtender Bevölkerung " ,wie es in demEinspruchderBundesregierung
heisst ,nichtausschliesslicheinBundesinteresseseinkönne.Selbstver¬
ständlichhatauchdasLandWieneinInteresedaran,derleiAuswüchsenmit
allen gesetzlichenMittelnzu begegnenundzumSchutzedes Interessessind
infolge der Uebertragungder Kompetenzzur GesetzgebungundVollziehungauf
demGebietdesKinowesensdie LänderundnichtderBundberufen .Stadtrat
Richterbeantragte,dassderStadtsenatalsLandesregierungdemWienerGe-¬
meinderatals LandtageineWiederholungdesWienerLandtagsbeschlussesvom
11 .JuniüberdasKinogesetzvorschlage.DerAntragwurdemitdenStimmen
der Mehrheitangenommen.DiechristlichsozialenMitgliederdesAusschusses

behieltensichihreStellungmahmefürdasPlenumvor .DerGemeinderatals
Landtagwirdsicham10. SeptembernunmehrneuerlichmitdemKinogesetzbe-¬

schäftigen .
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